
Merkblatt zur Ausnahmegenehmigungen Nachtarbeit (Stand September 2012) 

 
Der Kreis Heinsberg erteilt Nachtarbeitsgenehmigungen gemäß § 9 Abs. 2 Landes-Immissionsschutzgesetz 
(LImSchG). Um Ihnen die Antragstellung zu erleichtern und zeitaufwändige Nachfragen zum Vorhaben zu ver-
meiden, stellen wir Ihnen ein Antragsformular mit einer Auflistung der erforderlichen Angaben online zur Verfü-
gung. Das Antragsformular finden Sie auf unserer Website. Die Gründe der Antragstellung sind leicht nachvoll-
ziehbar und plausibel darzustellen. Bei erhöhtem Verwaltungsaufwand durch Rückfragen und eigene Recherchen 
der Kreisverwaltung Heinsberg ist eine erhöhte Gebühr zu zahlen. 
 
Senden Sie uns den vollständigen Antrag bitte per Post an die 
 

Kreisverwaltung Heinsberg 
Amt für Bauen und Wohnen 
- Immissionsschutz- 
Valkenburger Str. 45 
52525 Heinsberg 
 
oder Telefaxnummer: 02452 13 6395 

 

I. Allgemeine Hinweise zu der Antragstellung 
 
Stellen Sie den Antrag rechtzeitig (10 Tage vor Beginn) 
 

In Abhängigkeit von der Dauer der Baumaßnahme und dem Ausmaß der immissionsschutzrechtlichen Auswir-
kungen können Vorgespräche im Planungsstadium erforderlich sein, um rechtzeitige Maßnahmen zur Reduzie-
rung der Immissionen veranlassen zu können. Bei Großbaustellen sind in der Regel zur Beurteilung der Immissi-
onssituation Lärm-, Erschütterungs- und Staubprognosen erforderlich, deren Umfang mit der Genehmigungsbe-
hörde abzusprechen ist.  
Sofern mehrere Gewerke in einer Nacht erstellt werden sollen, stimmen Sie sich bitte untereinander ab und stel-
len nur einen Antrag. 
Sollte sich die Baustelle/Anlage über den Dienstbezirk unseres Amtes hinaus erstrecken, weisen Sie bitte in Ih-
rem Antrag darauf hin. 
 
 

II. Erläuterungen zum Antrag auf Zulassung einer Ausnahme gemäß § 9 
Landes-Immissionsschutzgesetz- Nachtarbeit 
 
Der Schutz der Nachtruhe und damit der Gesundheitsschutz der Bevölkerung sind im Landes-
Immissionsschutzgesetz (LImSchG) geregelt. Danach sind gemäß § 9 LImSchG in der Zeit von 22:00-6:00Uhr 
grundsätzlich Betätigungen verboten, die geeignet sind, die Nachtruhe zu stören. Ausgenommen davon sind im 
Wesentlichen Maßnahmen zur Verhütung oder Beseitigung eines Notstandes. “Notstand“ ist im Sinne des § 9 
LImSchG i. Verb. mit VV zum LImSchG definiert. Beachten Sie bitte die entsprechenden Auszüge aus dem Lan-
des- Immissionsschutzgesetz (siehe III.) Die Kreisverwaltung Heinsberg kann, soweit es sich um Tätigkeiten im 
Rahmen eines Gewerbebetriebes oder einer wirtschaftlichen Unternehmung handelt, auf Antrag Ausnahmen von 
dem Verbot zulassen, wenn die Ausübung der Tätigkeit während der Nachtzeit im öffentlichen Interesse oder im 
überwiegenden Interesse eines Beteiligten liegt. 
Typische Beispiele für Tätigkeiten im öffentlichen Interesse sind wiederkehrende Instandsetzungsarbeiten an 
öffentlichen Ver- und Entsorgungssystemen oder Gleiskörpern der privaten oder öffentlichen Verkehrseinrichtun-
gen. Durch rechtzeitige Antragstellung und durch Beifügen der erforderlichen Unterlagen, welche die Notwendig-
keit (zwingende Gründe) und den Umfang der Nachtarbeit belegen, tragen Sie als Antragsteller/in zu einer 
schnellen und in Ihrem Sinne erfolgreichen Antragsbearbeitung bei. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
Angaben zur Baustelle / Nachtarbeit 
 
 
·  Geben Sie bitte den direkten Ansprechpartner bzw. die Aufsichtführende und weisungsberechtigte 
   Person auf der Baustelle an. Unter der angegebenen Rufnummer muss der Ansprechpartner in der Nacht   
    jederzeit erreicht sein. 
 
 

·  Geben Sie bitte den Ort/Gemeinde, Straße, Hausnummer an. Bei einigen Baustellen ist es hilfreich, z. B. die     
   Streckennummer oder km-Angaben mit Fahrtrichtung, zu nennen. 
 
 

·  Die Gebietsausweisung für Ihren Baustellen- / Anlagenbereich können Sie bei der örtlich zuständigen Ge-  
   meinde- / Stadtverwaltung erfragen. Insbesondere für die nächste Wohnbebauung ist diese Angabe von   
   Bedeutung. 
 
 

·  Geben Sie bitte die genauen Tage/Nächte an, für die die Nachtausnahmegenehmigung beantragt 
   wird. 
 
 

·  Beschreiben Sie bitte genau die Tätigkeiten, für die Sie eine Ausnahme beantragen, also alle Tätigkeiten, 
   die geeignet sind, die Nachtruhe zu stören. Geben Sie bitte auch an, wenn die beantragten Tätigkeiten  
   nicht die gesamte Nacht hindurch andauern. Vergessen Sie bitte nicht, dass z. B. auch vorbereitende   
   Tätigkeiten, wie die Einrichtung der Baustelle geeignet sein können, die Nachtruhe zu stören. Beschreiben 
   Sie auch ggf. eine zeitliche Nutzung der einzelnen Maschinen oder deren Betriebszeit innerhalb der  
   Nacht. 
 
 

·  Alle Gründe sind aufzuführen und nachzuweisen, die für die Nachtarbeit maßgeblich sind. 
 
 

·  Geben Sie bitte an, warum nicht durch Einsatz technischer oder organisatorischer Maßnahmen die 
   Arbeiten tagsüber durchgeführt werden können. (Bei Betonierarbeiten kann beispielsweise durch 
   Einsatz von Zusätzen, die das Abbinden beschleunigen oder verzögern, Nachtarbeit überflüssig sein). 
   Planungsgründe oder Termindruck rechtfertigen generell keine Ausnahme vom Nachtarbeitsverbot! 
 
 

·  Es sind alle Maschinen aufzuführen, die in der Nacht eingesetzt werden sollen. Bitte geben Sie die 
   Schallleistungspegel (Lärmwerte) der Maschinen an. Diese finden Sie in der Regel in ihren technischen 
   Unterlagen. Bitte geben Sie auch die Herkunft der angegebenen Lärmwerte an (z. B. Fahrzeugschein, 
   technische Betriebsbeschreibung – XX dB(A) LWA). Grundsätzlich müssen alle eingesetzten 
   Baumaschinen den geltenden Vorschriften entsprechen. In besonderen Fällen kann es vorkommen, dass    
   ein schalltechnisches Gutachten notwendig ist. Im Rahmen der Nachtarbeit müssen Sie alle Möglichkeiten 
   zum Schallschutz ergreifen (z.B. Schallschutzschirme und/oder –vorhänge, elektrisch betriebene Arbeits-     
   maschinen statt mit Verbrennungsmotor angetriebene Arbeitsmaschinen, Vibrationsrammen statt schla- 
   gene Rammen). Eine Möglichkeit, die Nachbarn vor Gesundheitsgefahren zu schützen, besteht auch in   
   deren Unterbringung in Hotels. 
 
 

·  Der Lageplan dient der Orientierung. Daher muss aus diesem Plan der Einwirkbereich der Maßnahme 
   ersichtlich sein (200m Radius um den Einwirkbereich). Kennzeichnen Sie bitte im Lageplan die nächstge-  
   legenden Wohnungen. Dabei sind u. a. auch betriebsgebundene Wohnungen (z.B. Hausmeisterwohnun- 
   gen) innerhalb von Gewerbebetrieben einzuzeichnen. 
 
 

 

 
 
 
 
 
 
 



 
III. Auszüge aus den vorgenannten gesetzlichen Bestimmungen 
 
- A -  Gesetz zum Schutz vor Luftverunreinigungen, Geräuschen und ähnlichen Umwelteinwirkungen -Landes-
Immissionsschutzgesetz- LImSchG vom 18. März 1975 (Auszug) Zweiter Abschnitt „Lärmbekämpfung, § 9 Schutz 
der Nachtruhe“  
 
(1) Von 22 bis 6 Uhr sind Betätigungen verboten, welche die Nachtruhe zu stören geeignet sind. 
 
(2) Das Verbot des Absatzes 1 gilt nicht für  
 

1. Ernte- und Bestellungsarbeiten zwischen 5 und 6 Uhr sowie zwischen 22 und 23 Uhr, 

2. die Außengastronomie zwischen 22 und 24 Uhr. Die Gemeinde soll den Beginn der Nachtruhe außerhalb 
von Kerngebieten, Gewerbegebieten, Sondergebieten für Freizeitparks, des Außenbereichs sowie von Ge-
bieten nach § 34 Abs. 2 Baugesetzbuch mit entsprechender Eigenart der näheren Umgebung bis auf 22 Uhr 
vorverlegen, wenn dies zum Schutz der Nachbarschaft geboten ist. Dies kann auch im Wege der ordnungs-
behördlichen Verordnung erfolgen. 

3. den Betrieb von Anlagen, die aufgrund einer Genehmigung nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz, 
einer Planfeststellung nach dem Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz oder dem Bundesberggesetz 
(BBergG) oder aufgrund eines zugelassenen Betriebsplanes nach dem Bundesberggesetz betrieben wer-
den,  

4. Maßnahmen zur Verhütung oder Beseitigung eines Notstandes. 

 
 

 

Darüber hinaus kann die zuständige Behörde auf Antrag Ausnahmen von dem Verbot des Absatzes 1 zulassen, 
wenn die Ausübung der Tätigkeit während der Nachtzeit im öffentlichen Interesse oder im überwiegenden Inte-
resse eines Beteiligten geboten ist; die Ausnahme kann unter Bedingungen erteilt und mit Auflagen verbunden 
werden. 

(3) Bei Vorliegen eines öffentlichen Bedürfnisses oder besonderer örtlicher Verhältnisse können die Gemeinden 
für Messen, Märkte, Volksfeste, Volksbelustigungen, ähnliche Veranstaltungen und für Zwecke der Außengastro-
nomie sowie für die Nacht vom 31. Dezember zum 1. Januar durch ordnungsbehördliche Verordnung allgemeine 
Ausnahmen von dem Verbot des Absatzes 1 zulassen. Ein öffentliches Bedürfnis liegt in der Regel vor, wenn 
eine Veranstaltung auf historischen, kulturellen oder sonst sozialgewichtigen Umständen beruht und deshalb das 
Interesse der Allgemeinheit an der Durchführung der Veranstaltung gegenüber dem Schutzbedürfnis der Nach-
barschaft überwiegt. 

 
- B -  Verwaltungsvorschriften zum Landes-Immissionsschutzgesetz gem. RdErl. d. Ministeriums für Umwelt, 
Raumordnung und Landwirtschaft – VB1 8001.7.39 (VNr. 1/94), d. Innenministeriums – IB1 95.10.13 – 
u.d. Ministeriums für Wirtschaft, Mittelstand und Technologie – 316-61-3.1-2 v. 17.1.1994 (Auszug) 
 

9.2.3 Nach Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 gilt das Verbot des Abs. 1 nicht, wenn Maßnahmen zur Verhütung oder Beseiti-
gung eines Notstandes durchgeführt werden. Als Ausnahmetatbestand ist die Vorschrift eng auszulegen. 

Ein Notstand liegt nur bei einer Gefährdung hochrangiger Rechtsgüter vor, insbesondere bei einer Bedrohung 
von Leben oder Gesundheit von Personen. Eine Eigentumsgefährdung stellt nur dann einen Notstand dar, wenn 
bedeutende Sachwerte betroffen sind. Als Notstandssituationen können z.B. angesehen werden: Naturkatastro-
phen, Brände, Unfälle mit erheblichen Auswirkungen und ähnliche Ereignisse. 

An die Erforderlichkeit der Maßnahmen bei Notstandssituationen sind strenge Anforderungen zu stellen. Zur Ver-
hütung oder Vermeidung des Notstandes muss es notwendig sein, die Tätigkeit noch während der Nachtzeit aus-
zuüben. In jedem Fall müssen die Störungen der Nachtruhe so gering wie möglich gehalten werden. 

 

 
Hinweise:  
 
Zusätzlich zu den Ausnahmegenehmigung gemäß § 9 Abs. 2 LImSchG können gegebenenfalls weitere 

Ausnahmegenehmigungen z. B. von den Bestimmungen zum Schutz von Sonn- und Feiertagen von ande-

ren Behörden erforderlich sein. Für Ausnahmen nach dem Gesetz über die Sonn- und Feiertage (Feier-

tagsgesetz NW) und Ausnahmegenehmigungen nach dem Arbeitszeitgesetz (ArBZG) ist die Bezirksregie-

rung Köln zuständig.  


